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 Familienrechtliche Rechtsverhältnisse mit Bezügen zur Türkei - weitere Nachträge und Ergänzungen 
Von Priv.-Doz. FAFamR Dr. Peter Finger, Frankfurt a.M.
In FamRB 2002, 187, 263, 307 und FamRB 2003, 22 habe ich mit Frau RAin Turan-Schnieders über Änderungen im türk. Familienrecht zum 1.1.2002 und die dt. Rechtspraxis dabei berichtet. Ergänzenden Länderbericht habe ich, wiederum mit Frau Turan-Schnieders, in FamRBint 2005, 22 vorgelegt, Nachträge bis 2008 habe ich dann in FamRBint 2008, 9 zusammengefasst und zu kollisions- und verfahrensrechtlichen Einzelheiten in FamRBint 2010, 61 Stellung genommen. Schließlich sind wir - Frau Turan-Schnieders und ich - in FamRBint 2008, 40 auf das  türk. IPRG Nr. 5718 v. 27.11.2007 eingegangen, das wegen seiner Rückverweisung auf (häufig: dt.) Aufenthaltsrecht, früher: Wohnsitzrecht, Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F., bei nachträglichem Wechsel der Staatsangehörigkeit nur bei einem Ehegatten für uns erhebliche Bedeutung hat, weil wir im Ausgang anders entscheiden als die Türkei, im Ergebnis aber den dortigen Anordnungen folgen, Rückverweisung. Seitdem hat sich wieder einiges getan. Deshalb sind aus meiner Sicht weitere Nachträge zu den genannten Arbeiten  sinnvoll.

I. Internationale Zuständigkeiten dt. Gerichte

Unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung, also den EU-Staaten außer Dänemark, wobei das Ver. Königreich und Irland über ihre Teilnahme jeweils von Fall zu Fall entscheiden, sich bisher aber stets für sie ausgesprochen haben,
 gelten seit 1.3.2003 eigene Zuständigkeitsregeln, VO Nr. 2201/2003, die wir auch für Angehörige von Drittstaaten heranziehen, falls sie nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, in der Regel durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme eines Beteiligten in einem Mitgliedstaat, denn der andere kann sich in einem anderen Staat aufhalten. Für die Ehescheidung und die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes wird Art. 3 VO Nr. 2201/2003 wesentlich. Nach dieser Bestimmung, dazu fünfter Spiegelstrich, kann die Sache nach jeweils einjähriger Aufenthaltsdauer des Antragstellers unmittelbar vor Antragstellung bei den Gerichten dieses Mitgliedstaates geführt werden; ist er Staatsangehöriger dieses Mitgliedstaates, reichen dagegen schon sechs Monate aus. Bei Streitverfahren um die elterl. Verantwortung ist der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes entscheidend und legt gerichtl. Zuständigkeiten dort fest, Art. 8 VO Nr.2201/2003. Aber die Sache kann auch bei anderen Gerichten betrieben werden, insbesondere beim Scheidungsgericht, wenn dies das Kindeswohl fördert, dazu Art. 9 f. VO Nr. 2201/2003.
 Im Übrigen können bei uns Verbundzuständigkeiten begründet sein, soweit die Angelegenheit nicht bereits im Ausland anhängig/rechtshängig ist und wir diese Wirkungen zu beachten haben, weil die Entscheidung später für uns anerkennungsfähig ist. Vorschriften des dt. autonomen Rechts sind jedenfalls verdrängt, §§ 98 ff. FamFG. Für Unterhaltssachen gelten seit dem 1.1.2011 die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO, die die Zuständigkeiten nach Art. 5 VO Nr. 44/2001 ersetzen, dt. DurchfG (AUG) v. 27.5.2011.
 Güterrechtl. Streitigkeiten sind weiterhin nach den allg. Vorschriften zu erledigen, denn europarechtl. oder sonst für uns vorrangige Regelungen fehlen,
 dazu II. 3. 
II. Dt. IPR; Rückverweisung nach türk. IPR - Ausnahme: Art. 4 b) türk. IPR
1. Art. 14 f. EGBGB

Für familienrechtl. Rechtsverhältnisse mit Auslandsbezug stellt Art.14 EGBGB mit erster Wertigkeit auf die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten ab, dann auf ihre letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit, wenn der andere Teil die ursprüngliche Staatsangehörigkeit beibehalten hat, danach - wenn eine Anknüpfung so nicht gelingt - auf gemeinsames, gewöhnliches Aufenthaltsrecht bzw. letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht, wenn sich der andere Teil noch oder wieder dort aufhält, schließlich auf das Recht des Staates, mit dem die Parteien sonst gemeinsam am engsten verbunden sind oder auf dt. Recht als lex fori, wenn die Sache bei dt. Gerichten geführt wird und geführt werden kann. Diese Vorgaben erfassen unmittelbar nur die persönlichen Ehewirkungen der Parteien, doch folgt Art. 17 EGBGB ihnen für die Scheidung, wobei die Rechtsanwendung auf den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Antrags festgelegt ist, so dass spätere Veränderungen ohne Auswirkungen bleiben. Nur in den Grenzen aus Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB können die Ehegatten das für sie anwendbare Recht wählen. Bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit sind sie von vornherein auf die Anknüpfungsleiter aus Art. 14, 17 EGBGB festgelegt. Für Ansprüche aus ehelichem Güterrecht sind ihre Wahlbefugnisse dagegen weiter, vgl. Art. 15 Abs. 2 und 3 EGBGB, zur EuUnterhaltsVO vgl. 4., zur Verstärkten Zusammenarbeit für das Scheidungskollisionsrecht gleich 2. 
2. Rückverweisung

Verweisen wir auf fremdes Recht, ist dortiges IPR eingeschlossen und zunächst vorrangig, vgl. Art. 4 Abs. 1 S. 1 EGBGB. Daher folgen wir Rück- und Weiterverweisungen, brechen sie dann aber auf der zweiten Stufe ab, um einen unendlichen Kreislauf zu vermeiden. Wechselt der türk. Ehemann nach der  Eheschließung die Staatsangehörigkeit und wird (etwa) Deutscher, während seine Frau Türkin bleibt, wäre dies für uns nach unseren Bestimmungen unerheblich, weil wir auf die letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit nach der Eheschließung, aber vor Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags abstellen, Art. 17 Abs. 1 iVm Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB. Doch entscheidet die Türkei anders und verweist auf gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrecht zurück,
 durchgängig also auf dt. Recht, wenn dt. Gerichte zuständig sind, Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG (früher: Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F. - Wohnsitzrecht). Diese Regelung gilt auch für Mehrstaater, aber nicht, wenn bei einem Gatten neben die (nun) ausländische die türk. Staatsangehörigkeit tritt oder sie beibehalten hat, Art. 4b) türk. IPRG.

3. Verstärkte Zusammenarbeit

Am 21.6.2002 treten unter den Mitgliedstaaten die neuen Regeln über die Verstärkte Zusammenarbeit für das Kollisionsrecht der Ehescheidung bzw. der Trennung der Eheleute ohne Auflösung des Ehebandes in Kraft, VO Nr. 1259/2010,
 nachdem die Pläne für eine einheitliche Regelung unter den Mitgliedern der europ. Gesetzgebung  und damit für die EU-Staaten außer Dänemark zumindest für die absehbare Zukunft gescheitert sind.
 Deutschland nimmt nach einer gewissen Zeit des Abwartens teil; Griechenland ist wieder ausgeschieden.
 Art. 17 EGBGB ist (bei uns) verdrängt. Anders als bisher bei uns üblich entscheidet nicht mehr die aus Art. 14 EGBGB übernommene Abfolge. Vielmehr haben die Beteiligten vorrangig die Wahl, nach welchem Recht sich die Scheidung im gerichtl. Verfahren für sie richten soll, wobei sie allerdings auf "naheliegende Rechtsordnungen" beschränkt bleiben, Art. 5. Auch Gerichtsstandsvereinbarungen können sie schließen. Haben sie sich nicht abgesprochen oder können sie sich nicht einigen, wird maßgeblich
a) das "Recht des Staates, in dem die Ehegatten zur Zeit der Anrufung des Gerichts ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben (zweite Priorität) oder andernfalls

b) (das) Recht des Staates, in dem die Ehegatten zuletzt ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern dieser nicht vor mehr als einem Jahr vor Anrufung des Gerichts endete und einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (dritte Wertigkeit), oder andernfalls, 
c) (das) Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit beide Ehegatten zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts besitzen, oder andernfalls
d) (das) Recht des angerufenen Gerichts", dazu Art. 8 VO Nr. 1259/2010.

Wie sonst gelten diese Regeln nicht nur für Angehörige der teilnehmenden Mitgliedsstaaten, sondern für alle Beteiligten, die die Anwendungsvoraussetzungen im Einzelnen erfüllen, in der Regel also durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme eines Beteiligten im zuständigen Gerichtsstaat. Wie weit die Türkei Scheidungsbeschlüsse aus Deutschland anerkennt, die den neuen Vorschriften folgend ergangen sind, aber türk. Vorstellungen nicht entsprechen - vor allem bei gemeinsamer türk. Staatsangehörigkeit der Eheleute -, bleibt abzuwarten. Manchmal werden sich türk. Eheleute, die sich in Deutschland scheiden lassen wollen, durch ihre Rechtswahl gerade auf türk. Recht festlegen (sollen), weil sie
häufig einfacher ihr Ziel erreichen, denn die Türkei sieht die einverständliche Ehescheidung ohne weitere Trennungszeiten vor, vgl. Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB, wenn die Ehe mindestens ein Jahr bestanden hat,

- und die Anerkennung der Entscheidung aus Deutschland in der Türkei so jedenfalls sicherstellen.

4. Eheliches Güterrecht

Nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB wird für die güterrechtl. Beziehungen der Eheleute und Entschädigungs- und Ausgleichsansprüche nach diesen Regeln das Recht Grundlage, das zum Zeitpunkt der Eheschließung für die persönlichen Ehewirkungen maßgeblich war, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, weil beide Gatten von Anfang an wissen müssen, nach welchen wirtschaftlichen/finan​ziellen Grundregeln sie in ihrer Ehe leben und welche Forderungen für sie beim Scheitern entstehen bzw. welche Belastungen sie fürchten müssen. Dabei können sie weiter als sonst (vgl. Art. 14 EGBGB) ihr Recht wählen, vgl. Art. 15 Abs. 2 und 3 EGBGB. Veränderungen im Verlauf können sie nur gemeinsam festlegen. Die Türkei entscheidet ebenso, Art. 15 Abs.  1 S. 1 türk. IPRG. Für die Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung sind Pläne in der Diskussion, den Gatten (oder künftigen Gatten) noch weitergehende Wahlbefugnisse bereitzustellen
 bzw. ihnen die Möglichkeit einzuräumen, Gerichtsstandsvereinbarungen abzuschließen.
5. Unterhalt

Für Unterhaltsforderungen war bisher aus unserer Sicht das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Anspruchstellers bestimmend, Art. 18 Abs. 1 EGBGB. Hier entsteht sein Bedarf, und hier muss er diesen Bedarf decken. Wechselte er seinen Aufenthalt, veränderte sich damit auch die Rechtsanwendung, wobei beide Parteien das Abänderungsverfahren betreiben konnten, wenn sie sich so und nach "neuen Recht" bessere Möglichkeiten/Ergebnisse ausrechneten.

Beispiel: 1. Ayse war mit Metin verheiratet; beide, türk. Staatsangehörige, lebten in Deutschland.  Aus ihrer Ehe waren Zümrüt, 4 Jahre alt, und Ilknur, 6, hervorgegangen, die von der Mutter betreut wurden (Unterhalt für sie: dt. Recht, Art. 18 Abs. 1 EGBGB). Nun zog Ayse mit den Kindern nach Belgien zu ihrer Schwester (belg. Recht,  jedenfalls aus unserer Sicht), aber mit ihr stritt sie sich, so dass sie zu ihrer Mutter in die Türkei zurückkehrte, türk. Recht. Dann siedelte sie wieder nach Deutschland um, dt. Recht. Mit der Scheidung kam nach unserem Verständnis türk. Recht für den Unterhalt von Ayse zur Anwendung, Art. 18 Abs. 4 EGBGB, wenn das dt. Gericht türk. Regeln für die Ehescheidung tatsächlich herangezogen hat (Fehler bei der Rechtsanwendung haben wir dagegen nicht berichtigt). Für die Kinder war dagegen weiterhin dt. Recht Grundlage, Art. 18 Abs. 1 EGBGB.
Seit dem 18.6.2011 ist für Deutschland die VO Nr. 4/2009 (EuUnterhaltsVO)
 in Kraft,
 die unter den üblichen Voraussetzungen - sie müssen die einzelnen Anwendungsmerkmale der VO erfüllen, durchgängig eben durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedsstaat - auch türk. Staatsangehörige erfasst. Wichtige Veränderungen beziehen sich dabei vor allem auf Art. 18 Abs. 4 EGBGB; die Vorschrift ist aufgehoben.
  Für die Scheidung stellen wir nicht mehr ohne weiteres für den Ehegattenunterhalt für die Zeit nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses auf das wegen seiner vermeintlichen Sachnähe im Verfahren tatsächlich angewandte Recht ab. Vielmehr kann jeder Ehegatte "widersprechen" und so erreichen, dass die Vorschriften einer Rechtsordnung maßgeblich werden, die mit der Ehe und der gemeinsamen Lebensführung eine besonders enge Verbindung hat, Art.  5 Haager Protokoll (HP), also etwa Aufenthaltsrecht bei längerem Aufenthalt in einem anderen Staat. Für Altfälle, also mit Verfahrenseinleitung vor dem 18.6.2011, bleiben die bisherigen Regeln bestimmend,
 selbst wenn Art. 18 EGBGB sonst außer Kraft gesetzt ist.

Wie Beispiel 1: Beide (türk.) Eheleute halten sich mit ihren Kindern in Deutschland auf. Für den Unterhalt für Ayse nach Rechtskraft des Ehescheidungsbeschlusses waren bisher nach Art. 18 Abs. 4 EGBGB türk. Sachvorschriften maßgeblich, doch folgen Ansprüche für sie nun den Vorschriften der EuUnterhaltsVO bzw. Art. 5 HP und folglich dt. Regeln, falls Ayse das so will, also §§ 1569 ff. BGB.
6. Kindschaftsrecht

Für Schutzmaßnahmen für Kinder gilt für Deutschland im Verhältnis zu den anderen Mitgliedstaaten seit dem 1.1.2011 das KSÜ, auch wenn sie nicht erst behördlich oder gerichtlich angeordnet sind, sondern sich bereits aus den jeweiligen gesetzlichen Regeln ergeben. In Art. 15 und 16 hält das Abk. eigene Kollisionsregeln bereit und behandelt damit nach Heimatrecht bestehende gesetzl. Gewaltverhältnisse nicht mehr wie bisher besonders und hebt sie hervor ("anerkennt"), vgl. dazu Art. 3 MSA. Allerdings ist die Türkei dem KSÜ nicht beigetreten, gehört aber dem MSA an, so dass wir nach wie vor in diesem Verhältnis dessen Vorschriften anzuwenden haben.
 

III. Ehescheidung; nicht eigens geregelte Scheidungsfolgen

1. Ehescheidung

a. Einverständliche Ehescheidung,  Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB

Sind die Ehegatten über die Zerrüttung ihrer Ehe einig und wollen deshalb geschieden werden,
 kann das Gericht die Scheidung auf beiderseitigen Antrag oder mit Zustimmung des Antragsgegners aussprechen, Art. 166 Abs. 3 S. 1 türk. ZGB. Besondere Trennungszeiten müssen die Beteiligten nicht einhalten. Allerdings muss die Ehe mindestens ein Jahr gedauert haben, Art. 166 Abs. 3  S. 1 türk. ZGB.
Beraterhinweis: Nach Art. 184 Nr. 1 türk. ZGB darf das dt. FamG "Tatsachen, auf welche sich die Scheidungs- oder Trennungsklage gründet, nur dann als erwiesen ansehen, wenn es sich von ihrem Vorhandensein nach bestem Gewissen überzeugt hat", bei uns § 127 FamFG. Art. 166 Abs. 3 S. 2 türk. ZGB ist sogar noch strenger. Auch dt. Gerichte sollten sich an diese Vorgaben halten, selbst wenn sonst verfahrensrechtl. Einzelheiten der (dt.) lex fori folgen. Andernfalls ist die Anerkennung des Scheidungsbeschlusses in der Türkei nicht sichergestellt, so dass wir den Beteiligten Steine statt Brot geben, wenn wir unseren Regeln folgen, türk. Vorschriften aber nicht beachten. Jedenfalls reicht die schlichte, bei uns übliche Erklärung beider Ehegatten nicht aus, sie hielten ihre Ehe für zerrüttet und wollten geschieden werden. Vielmehr darf das Gericht auch bei Einverständnis die Scheidung nur aussprechen, wenn die Parteien persönlich angehört sind und klar ist, dass sie ihre Willenserklärungen  freiwillig abgegeben haben, wobei nach türk. Recht auch die Vereinbarungen, die beide zu den wirtschaftlichen Folgen und für ihre Kinder getroffen haben, angemessen sein müssen, Inhalts- und Angemessenheitskontrolle, vgl. bei uns § 8 VersAusglG, sonst Art. 166 Abs. 3 S. 3 türk. ZGB. "Das Gericht kann unter Berücksichtigung der Interessen der Parteien und der Kinder die notwendigen Änderungen an der Vereinbarung vornehmen. Sind die Parteien mit diesen Änderungen einverstanden, wird die Ehe geschieden", S. 4. Schon nach dt. Recht rechtfertigt "die dem FamG obliegende Pflicht zur Ermittlung des Sachverhalts (noch zu § 616 ZPO) nicht, von einer Anhörung nach § 613 ZPO (nun: § 128 FamFG) alleine deswegen abzusehen, weil eine Partei sich zum Zeitpunkt des Termins im Ausland aufhält und die andere Partei krankheitsbedingt am Erscheinen gehindert ist".
/
 Dann ist erneut Verhandlung anzuberaumen.
b. Zerrüttungsscheidung, Art. 166 Abs. 1 und 2 türk. ZGB

Nach Art. 166 Abs. 1 türk. ZGB kann jeder Ehegatte die Scheidung beantragen, wenn die eheliche Lebensgemeinschaft so grundlegend zerrüttet ist, "dass ihm (ihre) Fortsetzung nicht zugemutet werden kann". Allerdings sieht Abs. 2 S. 1 Widerspruchsbefugnisse des anderen Teils vor, wenn das Verschulden des Klägers überwiegt. Nur wenn der Widerspruch rechtsmissbräuchlich und "im Hinblick auf den beklagten Teil und die Kinder an der Aufrechterhaltung der Ehe kein Interesse (besteht), kann die Ehe geschieden werden", Art. 166 Abs. 2 S. 2 türk. ZGB. Bei der Bewertung im Einzelnen ist die dt. Rechtspraxis dabei (eher) streng. Eine Übersicht:

- Ist der Antragsteller schuldlos an der Zerrüttung der Ehe, kann der Antragsgegner der Scheidung nicht widersprechen. Schuldabwägung wie in Art. 166 Abs. 2 S. 1 türk. ZGB vorgesehen setzt stets ein gewisses Maß an Mitschuld auf beiden Seiten voraus. 
- Trifft den Antragsgegner keine Schuld, wird entscheidend, welches Maß an Verschulden den Antragsteller trifft, denn auch er kann schuldlos sein, so dass die Scheidung wie beantragt zu erfolgen hat.
- Sonst ist "der zu fordernde substantiierte Vortrag zum (sc.: mindestens geringen) Verschulden .. nach der von der (dt. Rspr.) geteilten höchstrichterlichen Rechtsprechung auch in der Türkei Voraussetzung für eine Zerrüttungsscheidung".
 Erst anschließend können die jeweiligen Beiträge der Gatten nach Schuldmaßstäben gewichtet werden wie das Art.166 Abs. 1 und 2 türk. ZGB vorsehen.
- Dabei darf den Antragsgegner  nur ein "geringeres Maß" an Verschulden treffen, denn sonst kann er keinen Widerspruch erheben und den Scheidungsantrag des anderen zu Fall bringen.22 
- "Bei einem Widerspruch gegen die Scheidung werden die verschuldensunabhängigen Zerrüttungsursachen nicht akzeptiert".22
- "Die Zerrüttung der Ehe und eine mehrjährige Trennung lässt (lassen) einen Widerspruch noch nicht als rechtsmissbräuchlich erscheinen. (Vielmehr müssen weitere) Anhaltspunkte dafür vorliegen (sc.: und nachgewiesen werden), dass dieser Widerspruch nur erfolgt, um (den anderen) Ehegatten böswillig an dem formalen Eheband festzuhalten".22
- Wirtschaftliche Interessen für sich reichen nicht.

- Seinen Widerspruch muss der Antragsteller nach Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB nicht ausdrücklich erklären, aber er muss erkennen lassen, dass er tatsächlich widersprechen will, weil sein Antrag auf Klageabweisung allein nicht genügt.
 Ist der Antragsteller schuld an der Ehezerrüttung, steht ihm deshalb zumindest zunächst kein "Scheidungsrecht" aus Art. 166 Abs. 1 türk. ZGB zu, wenn der andere widerspricht;
/
 dann wird entscheidend, wie die jeweiligen Schuldbeiträge tatsächlich sind.
- "Die Erfolgsaussichten eines Ehescheidungsantrags (dürfen) .. nicht im Hinblick auf einen (vielleicht begründeten) Widerspruch des anderen Ehegatten nach türk. Recht verneint werden",
 wenn der Antragsteller zunächst Verfahrenskostenhilfe für das von ihm betriebene Verfahren in Deutschland nachsucht, denn sonst müssten alle erforderlichen Einzelheiten schon bei ihrer Prüfung untersucht und festgestellt werden. 
- Wird der Antrag des Antragstellers nach Widerspruch des Antragsgegners abgewiesen,
 kann er nach Art. 166 Abs. 4 türk. ZGB nach Ablauf von drei Jahren erneut Scheidung verlangen, wenn die Trennung der Eheleute fortdauert und die eheliche Lebensgemeinschaft weiterhin zerrüttet ist, ohne dass der andere nun nochmals widersprechen könnte.
 Voraussetzung ist allerdings, dass der Scheidungsantrag gerade am Widerspruch des Antragsgegners gescheitert ist und nicht schon aus anderen Gründen zurückgewiesen werden musste.
- Vom "Wohnsitz (einer) Partei und dem nach (dt. IPR) anwendbaren Recht  kann nicht abhängig gemacht werden, ob für einen Scheidungsantrag bei sonst bestehender internat. Zuständigkeit dt. FamGe (VKH) bewilligt wird oder nicht".
/

II. Gesamtschuldnerausgleich unter Eheleuten; Schenkungsversprechen für die Schwiegertochter

a. Gesamtschuldnerausgleich unter Eheleuten 
Türk. Eheleute haben während ihrer Ehe in Deutschland ein Darlehen bei einer dt. Bank aufgenommen, das der Ehemann allein in monatlichen Raten zurückbezahlt. Für das Rechtsverhältnis zwischen ihm und der Bank wird dt. Recht maßgeblich, Art. 28 EGBGB (engste Verbindung mangels Rechtswahl) bzw. Art. 29 EGBGB (als Recht des Staates, in dem der Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat). Auch für Ausgleichsansprüche gegen seine Frau nach Scheidung der Ehe kommt dann dt. Recht zur Anwendung, Gesamtschuld,
 das allerdings durch "spezielle Regelungen über allgemeine Ehewirkungen, Güterrecht oder Unterhalt" wie sonst überlagert sein kann. Denn aus der ehelichen Lebensgemeinschaft können sich Abweichungen von den sonstigen Verteilungsregeln nach § 426 Abs. 1 S. 1 BGB ergeben.
 Unerheblich bleibt, dass im Scheidungsverfahren türk. Recht Grundlage wird (bis 2012, denn von da an gelten die Regeln der Verstärkten Zusammenarbeit, bisher Art. 17 EGBGB).
b. Schenkungsversprechen für die Schwiegertochter

Hat der türk. Schwiegervater, der sonst in Deutschland lebt, in der Türkei eine schriftliche Erklärung gegenüber der Ehefrau seines Sohnes abgegeben, ihr im Falle der Ehescheidung 30.000,00 Euro zur Sicherung ihres Lebensunterhalts zu zahlen, kommt dt. Recht zur Anwendung, Art. 28 Abs. 1  EGBGB,
 weil wir von einer schuldrechtlichen Qualifizierung der Zusage ausgehen. Vorrangig wären allerdings ausdrückliche Absprachen zwischen den Parteien. Für die Form entscheidet (auch) Ortsrecht, also türk. Recht, das (lediglich) schriftliche Abfassung der Verpflichtung verlangt, vgl. Art. 11 Abs. 1 EGBGB.
/

III. Unterhalt
a. Dt. Recht

Art. 18 EGBGB ist aufgehoben, Art. 12 AUG.
 Allerdings wird nach den Regeln des Haager Protokolls, das über die Rechtsanwendung für Unterhaltspflichten im Rahmen der EuUnterhaltsVO bestimmt (dabei ist Art. 1 HP grundlegend), wie bisher meist dt. Recht als Aufenthaltsrecht des Antragstellers Grundlage werden, vgl. Art. 3 Abs. 1 HP. Schließlich will er/sie sein/ihr Verfahren in Deutschland führen, wobei sich die gerichtl. Zuständigkeiten (gleichfalls) gerade aus seiner/ihrer gewöhnl. Aufenthaltsnahme bei uns ableiten.
 Wechselt sein gewöhnlicher Aufenthalt, wird von nun an "neues" Recht entscheidend, Art. 3 Abs. 2 HP. Für die Zeit der Trennung der Eheleute und für den Unterhalt nach Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses wird dagegen nicht mehr ohne weiteres das für die Trennung bestimmende bzw. auf die Scheidung tatsächlich angewandte Recht maßgeblich, bisher Art. 18 Abs. 4 EGBGB. Vielmehr kann jeder Ehegatte widersprechen und damit erreichen, dass für seine Forderungen ein anderes Recht heranzuziehen ist, das mit der Ehe und der Lebensführung in der Ehe eine besonders enge Verbindung hat, Art. 5 HP. Sagt ein Gatte bei der Heirat dem anderen zu, der aus einem fremden Land und Kulturkreis ohne ausreichende dt. Sprachkenntnisse stammt (hier: Peru), er wolle ihm in Deutschland ermöglichen, die Sprache zu erlernen und die Kosten seiner Ausbildung übernehmen, ist er an diese Erklärung auch nach der Trennung bzw. Scheidung gebunden und schuldet Unterhalt.
 Vereinbarungen, durch die ein Beteiligter auf nachehelichen Unterhalt verzichtet, bevor er in sein Heimatland verzieht, sind nach den Regeln des Wegfalls der Geschäftsgrundlage anzupassen, wenn er (dann) dauerhaft nach Deutschland zurückkehrt oder hier bleibt, § 313 BGB.

b. Türkisches Recht

Nach Art. 175 Abs. 1 türk. ZGB kann der Ehegatte, der durch die Scheidung bedürftig wird und den kein höheres Verschulden an der eingetretenen Zerrüttung trifft, vom anderen nach dessen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit für seine Lebensführung unbefristet Unterhalt verlangen. Auf "ein Verschulden des Unterhaltspflichtigen kommt es nicht an", Abs. 2. Überwiegt sein Verschulden, muss er dagegen unterhaltsrechtliche Nachteile hinnehmen. Doch kennen wir ähnliche Regeln, vgl. § 1579 BGB, so dass die Bestimmungen des türk. Recht jedenfalls nicht von vornherein gegen den dt. ordre public verstoßen. Stets muss dem geschiedenen Ehepartner, doch ist das bei uns ebenso, eine ausreichende finanzielle Ausstattung verbleiben, um die gemeinsamen Kinder aus der Ehe angemessen betreuen und versorgen zu können.
 Dabei werden unsere Maßstäbe entscheidend, falls türk. Recht zu anderen Ergebnissen kommen sollte, Art. 6 EGBGB (Blickwinkel: Kindeswohl), und die Sache einen ausreichenden Inlandsbezug aufweist, insbes. wegen der Aufenthaltsnahme der Ehefrau mit den Kindern in Deutschland. Anders als wir, dazu § 1578 b BGB, sieht türk. Recht keine Befristung bzw. inhaltliche Beschränkung des Unterhaltsanspruchs vor;
/
 ohne dass wir diese Vorgaben für ordre public-widrig halten. Bedürftig nach türk. Vorstellungen ist der Ehegatte, der Forderungen stellt, wenn er seinen Lebensunterhalt dauerhaft vollständig oder teilweise nicht aus eigener Erwerbstätigkeit oder aus eigenem Vermögen oder Vermögenserträgnissen bestreiten kann.
 "Insbesondere ist (dabei) auch die wirtschaftliche und soziale Struktur der Gesellschaft in die Betrachtung einzubeziehen",
/
 so dass mit zunehmendem zeitlichen Abstand zur Ehe und zur Ehescheidung die Verpflichtung des Anspruchstellers wächst, für sich selbst zu sorgen und für den eigenen Lebensbedarf aufzukommen, weil die Ehe für die weiteren Ausfälle bei ihm zunehmend an Bedeutung verliert. Schon bisher haben wir die gegenüber § 1582 BGB a.F. (nach türk. Verständnis) abweichende Rangfolge zwischen erster und zweiter Ehefrau nicht für anstößig gehalten, Art. 6 EGBGB, vgl. nun ohnehin § 1609 BGB.
/
 Lebt die Ehefrau in der Türkei, kann sie nicht einfach die Hälfte des Einkommens ihres Mannes in Deutschland nach Abzug weiterer Positionen, etwa dem von ihm geschuldeten Kindesunterhalt, dt. Halbteilungsgrundsätze, für sich einfordern. Vielmehr muss sie im Einzelnen dartun, welche Bedürfnisse sie hat und welche Anstrengungen sie unternimmt, ihren Bedarf durch eigene Einkünfte zu decken.
 Dabei kann ihr der türk. Mindestlohn als fiktiver Verdienst angerechnet werden.
 Hält sich der Unterhaltsberechtigte im Ausland, (hier: Ecuador, dann 1/4 der dt. Bedarfssätze) auf, sind die Kaufkraftverhältnisse dort maßgeblich. "Im Einzelfall kann allerdings ein Recht des Unterhaltsberechtigten auf Teilhabe am früheren Lebensstandard des Unterhaltsschuldners bestehen",
 wobei "zur Bedarfskorrektur die Ländergruppeneinteilung des Bundesfinanzministers heranzuziehen" ist.
 Lebt der Schuldner im Ausland, ist sein tatsächlicher Verdienst zugrunde zu legen; dann können die sonst üblichen Selbstbehalte anzupassen sein.
Beraterhinweis: Ist in einem türk. Urteil, das in Deutschland vollstreckt werden soll, nur der Trennungsunterhalt geregelt,  wird im Verfahren zur Vollstreckbarerklärung nach Art. 73 ff. HUVÜ, bisher § 12 Abs. 1 AVAG,
 "die Rechtskraft des Ehescheidungsurteils als Einwendung i.S.v. § 767 ZPO (angesehen) und die Vollstreckbarkeit auf die Zeit bis zu deren Eintritt" beschränkt".
/
 Spätere rechtshemmende bzw. rechtsvernichtende Einwendungen kann der Schuldner nach Abschluss der Sache geltend machen, wenn die Rechtskraft der ausl. Entscheidung unberührt bleibt und sie unstreitig "oder (selbst) rechtskräftig festgestellt sind".
 Auch ein (sonst nicht bestrittener) Forderungsübergang etwa auf den in Vorlage getretenen Sozialhilfeträger ist zu berücksichtigen "und kann …mit der Beschwerde gegen die Zulassung der Zwangsvollsteckung aus (dem ausl. Titel) geltend gemacht werden".

4. Versorgungsausgleich

Ist für die Ehescheidung ausl. Recht maßgeblich, dazu Art. 17 Abs. 1 EGBGB, insbesondere wegen der gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Beteiligten, scheidet die Verteilung von Rentenanwartschaften und Pensionsaussichten durch Versorgungsausgleich im dt. Verfahren meist aus, weil dieser dort "unbekannt" ist. Allerdings ist seine gerichtl. Regelung nach dt. Recht vorgesehen, wenn die Voraussetzungen aus Art. 17 Abs. 3 EGBGB erfüllt sind und ein Ehegatte entspr. Anträge stellt. Nach den Grundsätzen der Verstärkten Zusammenarbeit wird häufiger als bisher dt. Recht im Scheidungsverfahren bestimmend werden,

- nämlich als gewähltes,

- als gewöhnliches Aufenthaltsrecht oder

- als lex fori,
 
so dass auch der dt. Versorgungsausgleich einbezogen ist. Ist im Ausgangsverfahren keine entspr. Verteilung erfolgt,  kann sie nachgeholt werden, denn die Rechtskraft des Scheidungsbeschlusses steht nicht entgegen, weil der Versorgungsausgleich mit Auslandsbezug keine amtswegige "Folgesache" ist. Vereinbarungen vor einem ausl. Gericht ersetzen die (dt.) notarielle Beurkundung nicht, vgl. § 127 a BGB.
 Im gerichtl. Verfahren bei uns sind auch ausl. Anrechte anzugeben. Auskünfte können wie sonst erzwungen werden. Dabei spielt keine Rolle, dass (voraussichtlich) nur die schuldrechtliche Form der Verteilung in Betracht kommt.
 Waren die Eheleute mehrfach miteinander verheiratet, ist für jede Ehe gesondert die "Ehezeit" festzustellen.
 Für die Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages entscheiden die sonst maßgeblichen Verfahrensregeln; in der Türkei tritt sie mit Registrierung bei Gericht ein.60 Bestehen für den im Inland für seine dt. Versorgungsanrechte ausgleichsberechtigten Ehegatten weitere ausl., im Einzelnen nicht aufklärbare ausl. Anrechte, ist auszusprechen (altes Recht), dass der Versorgungsausgleich zur Zeit nicht stattfindet. "Für eine etwaige Durchführung des Versorgungsausgleichs sind die Parteien dann auf das Abänderungsverfahren zu verweisen".
 Sonst kann § 19 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 VersAusglG eingreifen,
 aber dies gilt nicht, wenn die ausl. Anwartschaften die Bagatellgrenze aus § 18 Abs. 3 VersAusglG nicht überschreiten.

Beraterhinweis: Für Anträge nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB reicht jedes Verhalten aus, das auf die ernsthafte Absicht eines Beteiligten schließen lässt, den Versorgungsausgleich gerichtl. regeln zu lassen.
 Bleibt das Gericht untätig oder geht die Sache sonst in Vergessenheit, können die Parteien später noch ein eigenes Verfahren führen,
 wobei keine weiteren zeitlichen Vorgaben zu beachten sind.
5. Morgengabe/Abendgabe - immaterieller Schadensersatz

a. Morgengabe/Abendgabe

Beispiel: Mehdi, Iraner, ist mit Roxana, ebenfalls Iranerin, seit 2003 (Eheschließung in Teheran) verheiratet. Im Ehevertrag hat er ihr zugesagt, ihr auf Antrag eine Anzahl von Goldmünzen, die näher beschrieben sind, zu überlassen bzw. ihr den Gegenwert zu zahlen, der ihrem Geburtsjahr (in islam. Rechnung) entspricht. Nun wird die Ehe in Deutschland geschieden. Roxana verlangt X. Euro.
Islam. Rechtsordnungen beteiligen den anderen Ehegatten oft nicht am Vermögenserwerb in der Ehe, Gütertrennung. Auch die Unterhaltsausstattung für ihn ist durchgängig schlecht und beschränkt sich auf Übergangszeiten, die uns unzulänglich erscheinen, etwa: drei Menstruationsperioden. Allerdings halten sie als Morgengabe bei der Heirat oder als Abendgabe bei der Scheidung Leistungszusagen eigener Art bereit, die einen gewissen Ausgleich bilden.
/
 Deutsche Gerichte beschäftigen sich dabei häufig (lediglich) mit "Angemessenheitserwägungen" und setzen aus ihrer Sicht zu hohe Zusagen und Versprechungen herab,
 ohne dass diese Vorgehensweise unbedingt und stets einsichtig wäre. Wegen der strengen Trennung von Staat und Religion wird in der Türkei die Rechtswirksamkeit der Morgen-/Abendgabe bezweifelt, aber nicht in ihrem Ziel, sondern nur für den Weg, den die Parteien einschlagen müssen, um sich bei Gericht durchzusetzen, weil ihre Erklärungen jedenfalls als Schenkungsversprechen aufrecht erhalten haben.
 Ohnehin müssen wir der Wertung dort nicht folgen; unser ordre public (Art. 6 EGBGB) ist jedenfalls nicht berührt.
b. Immaterieller Schadensersatz

Nach Art. 174 Abs. 1 türk. ZGB kann der Ehegatte, der "an der Scheidung nicht oder weniger schuldig ist, wenn durch die Scheidung für ihn bestehende oder erwartete Vorteile beeinträchtigt werden, einen angemessenen materiellen Schadensersatz verlangen". Ist er in seiner Persönlichkeit verletzt, kann er "von der schuldigen Gegenseite einen angemessenen Betrag als Schmerzensgeld" einfordern, Abs. 2. Bei Mitverschulden gilt § 254 BGB. Dt. Gerichte können sich dabei an der Rechtspraxis zu § 847 BGB orientieren und haben bisher zwischen 5.000,00 Euro bis 7.500,00 Euro zugesprochen.
 Wiederum ist Art. 6 EGBGB (dt. ordre public) nicht betroffen.

� 	Das Ver. Königreich hat bisher die EuUnterhaltsVO bzw. das Haager Protokoll nicht übernommen, dazu Rauscher/Pabst, NJW 2011, 3547 (3549).


� 	Zu weiteren Einzelheiten Finger, FamRBint 2008, 9 (10); zur internat. Zuständigkeit dt. Gerichte für dt. Kinder, die sich im Ausland - hier: Türkei - aufhalten, OLG Oldenburg v. 25.10.2006 - 2 UF 50/06, FamRBint 2008, 33 (nach Art. 8, 10 und 11 VO Nr. 2201/2003 bzw.Art.1, 4 MSA, inzwischen ersetzt durch die Regeln des KSÜ, vgl. gleich II. 5).


� 	BGBl. 2011 I 898.


� 	Allerdings werden inzwischen Pläne für sie - Zuständigkeiten/Anerkennung und Vollstreckung ausl. Entscheidungen, Rechtsanwendung - erörtert, dazu KOM(2011) 126/2 für die ehegüterrechtl. Beziehungen von Eheleuten, KOM(2011) 127/2 für die von eingetragenen Lebenspartnern, erste ausf. Übersicht bei Martiny, IPrax 2011, 437.


� 	Dazu schon Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40 (41); Krüger/Nomer-Ertan, IPrax 2008, 281 und Odendahl, FamRZ 2009, 567; zum alten Recht Finger, FamRBint 2008, 9 (11)


� 	OLG Hamm v. 22.8.2010 - II-8 UF 39/10, 8 UF 39/10, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl = FamRZ 2011, 220, Langfassung BeckRS 2011, 02256 bzw. juris.


� 	V. 20.12.2010, ABl. EU 2010 L 343/10.


� 	Dazu BR-Drucks. 531/06.


� 	Vgl. Übersicht bei Finger, FuR 2011, 61 und ders., FuR 2011, 213; knapp Finger, FamFR 2011, 433.


� 	Auch sonst ändern sich die Dinge im Vergleich zu unserer bisherigen Sicht erheblich. Anders als in Art. 17 Abs. 1, 14 Abs. 1 EGBGB vorgesehen tritt die Staatsangehörigkeit der Eheleute auf die dritte Stufe zurück und wird daher nachrangig nach der Wahl der Beteiligten und dem Recht ihres gewöhnlichen Aufenthaltsorts. Gemeinsamkeiten für sie beziehen sich im Übrigen auf die Verfahrenseinleitung bei Gericht, nicht auf die Eheschließung. Im Übrigen können die Parteien ihre Wahl (nur) für das Scheidungsverfahren selbst treffen, ohne zuvor die persönlichen Ehewirkungen erfassen zu müssen; ihre Absprachen können sie daher auch noch während des gerichtlichen Verfahrens treffen.


� 	Zur Anerkennung dt. familienrechtl. Entscheidungen in der Türkei nach neuem türk. IPRG Krüger, IPrax 2009, 375 und Finger, FamRBint 2010, 61 (69).


� 	KOM(2011) 126/2 für Eheleute, KOM(2011) 127/2 für eingetragene Lebenspartner, erste, ausf. Übersicht bei Martiny, IPrax 2011, 437.


� 	Dazu als Beispiel OLG Jena v. 17.2.2010 - 1 WF 265/09, FamRBint 2010, 81.


� 	V. 10.1.2009, ABl. EU 2009 L 7/1; Haager Protokoll - Übernahme durch Beschluss des Rates v. 16.12.2009 - ABl. EU 2009 L 331/17; zu beiden (Übersicht) Finger, FuR 2011, 254; zum neuen AUG Andrae, NJW 2011, 2545. In einigen Teilen ersetzt die EuUnterhaltsVO die (frühere) VO Nr. 44/2001; deshalb gilt sie insoweit auch im Verhältnis zu Dänemark, das die VO Nr. 44/2001 durch eigene Absprachen mit der EU "übernommen" hat, Übereink. v. 19.10.2005 ABl. EU 2005 L 299/62, dazu Andrae, NJW 2011, 2545 Fn. 2 und Niethammer-Jürgens, FamRBint 2011, 56; zum Anwendungsbeginn der EuUnterhaltsVO Motzer, FamRB 2011, 56; zum Haager Protokoll Conti/Bißmaier, FamRBint 2011, 62.


� 	Dt. DurchfG (Auslandsunterhaltsgesetz - AUG) v. 27.5.2011, BGBl. 2011 I 898.


� 	Art. 12 AUG; zu weiteren Einzelheiten, BGH v. 7.12.2011 - XII ZR 151/09, wobei Art. 8 HUÜ 1973 im Mittelpunkt steht, nicht Art. 18 Abs. 4 EGBGB, denn insoweit ist unser Recht nur eine Umsetzung dieses Übereinkommens, etwa auch zu Art. 5 HP, dazu Rz. 14, wobei im Abänderungsverfahren, § 323 ZPO, die Rechtsanwendung in der Ausgangsentscheidung (dt. Recht statt türk. Recht) nicht berichtigt wird, sondern weiterhin die früheren Festlegungen erhalten bleiben (im Übrigen setzt sich der BGH in dieser Entscheidung erstmals nach der herben Kritik des BVerfG v. 25.1.2011 - 1 DVR 918/10, FamRZ 2011, 437 mit Anm. Borth, 445, mit der "richtigen" Berechnung von Unterhaltsverpflichtungen bei gleichrangigen Ehepartnern auseinander, Stichwort: wandelbare eheliche Lebensverhältnisse, Dreiteilung). 


� 	So wohl auch Andrae, NJW 2011, 2545 (2546).


� 	Dazu schon Finger, FamRB 2008, 9 (12) und ders., FamRBint 2011, 61 (68).


� 	Nach OVG Hamburg v. 14.7.2009 - 4 Bs 109/09, FamRZ 2010, 156, kann sich eine türk. Staatsangehörige, die das Bundesgebiet unfreiwillig zur Zwangsheirat in ihre Heimat verlassen hat und dort zu einem langjährigen Aufenthalt gezwungen worden ist, nach ihrer Rückkehr nach Deutschland auf ihren vor der Ausreise erworbenen Rechtsstatus berufen, Art. 7 S. 2 ARB 1/80.


� 	OLG Frankfurt v. 11.2.2009 - 5 UF 260/08, FamRBint 2009, 3


� 	Art. 166 Abs. 3 S. 2 f. und Art. 184 türk. ZGB sind in dieser Entscheidung gar nicht erst ins Blickfeld geraten.


� 	Im Anschluss an Finger,  FamRBint 2008, 9 (12).


� 	OLG Köln v. 15.10.2010 - 4 WF 177/10, FamRBint 2011, 27.


� 	OLG Hamm v. 12.3.2003 - 11 UF 244/02; weitere Nachw. bei Finger, FamRBint 2008, 9 (12).


� 	OLG Frankfurt v. 11.2.2009 - 5 UF 260/09, FamRBint 2009, 3.


� 	OLG Hamm v. 22.8.2010 - II-8 UF 39/10, 8 UF 39/10, FamRB 2011, 2 mit Anm. Odendahl.


� 	Ähnlich mit einer kurzen Checkliste Odendahl in seiner Anm. zu OLG Köln, FamRBint 2011, 27.


� 	OLG Düsseldorf v. 13.10.2008 - II-7 WF 176/08, FamRBint 2009, 7.


� 	Aber eben wegen des Widerspruchs, nicht aus anderen Gründen. Dann muss der "scheidungswillige Teil" zunächst erneut Scheidungsantrag stellen, der sich auf die Bestimmungen des türk. ZGB stützt, wenn türk. Recht maßgeblich ist, und der Antragsgegner kann wie üblich nach Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB widersprechen, falls für ihn die Voraussetzungen aus dieser Bestimmung eröffnet sind.


� 	Dann ist VKH nochmals zu bewilligen, wenn der Antragsteller dabei die sonstigen Voraussetzungen erfüllt, vgl. OLG Düsseldorf, v. 13.10.2008 - II-7 WF 176/08, FamRBint 2009, 7; weitere 


	Übersicht bei Motzer, FamRBint 2008, 16.


� 	OLG Karlsruhe v. 18.8.2010 - 5 WF 122/10, FamRBint 2011, 12, Langfassung BeckRS 2010, 20005: Die Ast. lebt in der Schweiz, der Ag. - türk. Staatsangehöriger - in Deutschland; die Beteiligten hätten eine Entscheidung auch vor einem schweiz. Gericht erreichen können, aber das angerufene dt. FamG war nun einmal internat. zuständig, so dass die "finanziellen Überlegungen" des FamG zurückzutreten haben, die VKH verweigern wollte.


� 	Im Anerkennungsverfahren für ein ausl. Scheidungsurteil - hier: aus der Türkei - kann keine VKH bewilligt werden, OLG Stuttgart v. 4.10.2010 - 17 VA 1/20, FamRBint 2012; allg. Motzer, FamRBint 2008, 16.


� 	BGH v. 26.9.2007 - XII ZR 90/05, FamRBint 2008, 29; vgl. im Übrigen (Gesamtschuldnerausgleich trotz Berücksichtigung der gezahlten Beträge beim Kindesunterhalt) BGH v. 26.9.2007 - XII ZR 90/05, FamRB 2008, 1 und BGH v. 9.1.2008 - XII ZR 184/05, FamRB 2008, 97.


� 	MünchKomm/Martiny, Art. 33 EGBGB Rz. 49.


�  	So Stößer in seiner Anm. zu BGH, FamRBint 2008, 29.


� 	OLG Düsseldorf v. 18.12.2008 - I-5 U 88/08, FamRBint 2009, 49.


� 	OLG Düsseldorf v. 18.12.2008 - I-5 U 88/08 mit krit. Anm. Mörsdorf-Schulte.


� 	BGBl. 2011 I 898.


� 	Hat sie/haben sie einen anderen gewöhnlichen Aufenthalt, wird dortiges Recht maßgeblich, wiederum Art. 1 Abs. 1 HP.


� 	Mit der Folge, dass der andere für die Dauer dieser Ausbildung - nach Erwerb ausreichender Sprachkenntnisse - einen Anspruch auf Ausbildungsunterhalt hat, OLG Düsseldorf v. 11.6.2008 - II-8 UF 1/08, FamRBint 2009, 2.


� 	So dass für die Zeit des Aufenthalts dort kein Unterhalt bereitsteht, aber danach dt. Unterhaltsrecht wie sonst eingreift und Ansprüche zur Verfügung stellt, insbesondere bei Kindesbetreuung, § 1570 BGB (die dann allerdings tatsächlich weggefallen sind, weil sich die familiäre und wirtschaftliche Situation beim Ehemann verändert hat; dann ist die Ehefrau aber berechtigt, die üblichen Transferleistungen zu fordern, OLG Zweibrücken v. 4.5.2007 - 2 UF 103/06, FamRBint 2008, 55 - Dom. Republik).


� 	Dazu auch Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33, insbes. 36, vgl. im Übrigen Fn. 49.


� 	Auch wir befristen den Unterhaltsanspruch nach § 1570 BGB nicht, selbst wenn die sonstige "absolute Grenze" aus § 1570 BGB überschritten ist (3. Lebensjahr des Kindes), aber weiterhin Betreuungsbedarf besteht und der Ehegatte/Elternteil, der sie leistet, deshalb unterhaltsberechtigt bleibt/ist, denn wir wollen die künftige Entwicklung abwarten.


� 	Keine Bedenken unter dem Blickwinkel des dt. ordre public wohl auch bei Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33 (36).


� 	Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33 (36).


� 	Özen/Odendahl,  FamRBint 2010, 33 (34).


� 	Dabei greift der türk. Kassationshof auf Art. 17 Abs. 1 türk. Verfassung zurück. Jedermann hat nämlich das Recht auf den Schutz und die Erhaltung seines Lebens und seiner materiellen und ideellen Existenz, Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33 (34/35), und gilt daher als bedürftig, wenn kein ausreichendes eigenes Einkommen bereitsteht, um die Ausgaben für Ernährung, Kleidung, Wohnung, Gesundheit und das kulturelle Leben zu decken, Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33 (35), so dass der andere Ehegatte für ihn einstehen muss, fortwirkende eheliche Verantwortung, ebda. 35.


� 	AG Braunschweig v. 30.5.2006 - 245 F 281/04 UE/UK, Übersicht auch bei Staudigl/Wendl/Dose, § 9 Rz. 493


� 	Zum türk. Trennungsunterhalt sonst Özen/Odendahl, FamRBint 2010, 33; dies., FamRBint 2010, 90; dies. FamRBint 2011, 35 und dies. FamRBint 2012, 11.


� 	OLG Stuttgart v. 29.1.2008 - 17 UF 111/07, FamRBint 2008, 52; das AG Heilbronn hat ihr noch Recht gegeben.


� 	OLG Nürnberg v. 13.2.2008 - 7 UF 14/07, FamRBint 2008, 53.


� 	OLG Koblenz v. 8.3.2007 - 7 WF 216/07, FamRBint 2008, 3; allg. Motzer, FamRBint 2010, 93; zur Ländergruppeneinteilung FamRBint 2010, 103 für den Veranlagungszeitraum 2010.


� 	Kindesunterhalt kann sich dann nach der Formel Devisenkurs = Verbrauchergeldparität                                                                                            


                                                                                                    100 %                X %


	bestimmen, vgl. dazu auch Wendl/Staudigl/Dose, 8. Aufl. 2011 § 9 Rz. 37, zur Bedarfskorrektur mit Hilfe der Verbrauchergeldparität Rz. 38 mit einer Länderübersicht, knappe Übersicht bei Kleffmann/Klein, Unterhaltsrecht § 1610 BGB Rz. 76 und 77.


� 	Auch Entscheidungen nach den Regeln des HUVÜ 1973 sind inzwischen in den Anwendungsbereich des AUG v. 27.5.2011 einbezogen, BGBl. 2011 I 898, wobei allerdings für Verfahren, die vor dem 18.6.2011 eingeleitet sind, bisheriges Recht weitergilt, dazu Andrae, NJW 2011, 2545; Motzer, FamRBint 2011, 56 und Niethammer-Jürgens, FamRBint 2011, 60, obwohl Art. 18 EGBGB aufgehoben ist, Art. 12 AUG, BGBl. 2011 I 898.


� 	BGH v. 24.3.2010 - XII ZB 193/07, FamRBint 2010, 55, Volltext bei juris.


� 	Zur ordnungsgemäßen Zustellung des verfahrenseinleitenden Schriftstücks bzw. zur fiktiven Zustellung im Versäumnisverfahren nach Art. 6 HUVÜ bzw. Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ/LugÜ (hier: Schweiz) BGH v. 28.11.2007 - XII ZB 217/05, FamRBint 2008, 34.


� 	BGH v. 25.2.2009 - XII ZB 224/06, FamRBint 2009, 54.


� 	BGH v. 2.3.2011 - XII ZB 156/09, FamRBint 2011, 53.


� 	Zum Versorgungsausgleich mit Auslandsbezug Finger, FamRBint 2009, 60 und ders. FamRBint 2010, 18.


� 	OLG Celle v. 19.12.2006 - 15 UF 282/04, FamRBint 2008, 2, dazu auch BGH v. 3.8.2011 - XII ZB 153/10, FamRZ 2011, 1572 mit Anm. Schlünder, FamRBint 2009, 1 (Anspruch auf Protokollierung eines gerichtl. Vergleichs nach § 127 a BGB besteht lediglich insoweit, als die Prozessparteien den Streitgegenstand des Verfahrens teilweise oder abschließend regeln).


� 	OLG Brandenburg v. 23.1.2008 - 9 WF 17/08, FamRBint 2009, 1.


� 	OLG Frankfurt v. 12.5.2009 - BeckRS 2009, 26040. Lassen sich die Daten "überhaupt nicht ermitteln", kommt der nachträgliche Versorgungsausgleich (bei uns) nicht in Betracht, denn der Zustellungszeitpunkt kann nicht - etwa - durch das Datum der gerichtl. Entscheidung oder der eingetretenen Rechtskraft ersetzt werden, obwohl die Regelung so für den Antragsgegner keinerlei Nachteile bringt.


� 	OLG Schleswig v. 4.8.2010 - 10 UF 153/09,  FamRBint 2011, 2/3.


� 	OLG Koblenz v. 11.4.2011 - 13 UF 205/11, BeckRS 2011, 17474.


� 	OLG Celle v. 4.3.2010 - 10 UF 282/08, FamRBint 2010, 49.


� 	Dabei gilt jedes Verhalten als "Antrag", das ernsthaft auf die Absicht des Antragstellers schließen lässt, den Versorgungsausgleich durchgeführt zu sehen, also Bitte um Zusendung der Formulare, Rückgabe der ausgefüllten Unterlagen, kurze Erklärung in der mündlichen Verhandlung u.ä. 


� 	Dazu Finger, FamRBint 2010, 18 (20 f. mit vielen Nachw.).


� 	Zu Einzelheiten Finger, FuR 2011, 195; im Übrigen BGH v. 9.12.2009 - XII ZR 107/08, FamRBint 2010, 25 (für den Iran); OLG Stuttgart v. 3.12.2008 - 17 UF 155/08, FamRBint 2009, 25 - der Anspruch kann danach gemindert werden oder auch ganz wegfallen, wenn Scheidungsgrund Einvernehmen (sog. Loskaufscheidung) ist, krit. Anm. Mörsdorf-Schulte, 25 (insbes. 26).


� 	OLG Celle v. 10.10.2007 - 7 U 54/07, FamRBint 2008, 31 für türk. Yeziden, wobei jedenfalls nicht der Onkel der Braut als "Anspruchsgegner anzusehen ist, selbst wenn er das Geld entgegengenommen hat, sondern der Vater der Braut", der auf Zahlung zu verklagen  wäre. OLG Hamm v. 13.1.2011 - I-18 U 88/10, FamRBint 2011, 47 hält Zahlungen dieser Art überhaupt für sittenwidrig, so dass auch die Rückforderung ausgeschlossen ist, § 817 BGB, wiederum krit. Anm. Mörsdorf-Schulte.


� 	Zuletzt OLG Bamberg v.  24.3.2010 - 7 UF 275/08, FamRBint 2011, 25 (für Afghanistan); weitere Einzelheiten bei Finger, FuR 2011, 195 (196 mit Nachw.).


� 	Vgl. dazu OLG Düsseldorf v. 3.1.1997 - 1 UF 111/96, FamRZ 1998, 623 mit Anm. Öztan; LG Duisburg v. 3.11.2009 - 4 O 262/08, BeckRS 2010, 21147 (im Übrigen 7.000,00 Euro für den     Ehemann als Schadensersatz wegen der Beschädigung seiner Sachen durch seine Frau, Schmerzensgeld). 


� 	Dazu schon Turan-Schnieders/Finger, FamRB 1992, 307 (310) und Finger, FuR 2011, 195 (199 insbes. Fn. 56), wiederum ist nicht unbedingt einsichtig, aus welchen Gründen die Beträge so niedrig liegen, denn die Gesichtspunkte für die Begrenzung des Anspruchs bleiben eher unklar.


� 	Dazu Öztan in ihrer Anm. zu OLG Düsseldorf v. 3.1.1997 - 1 UF 111/96, FamRZ 1998, 623 (624).





